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Justiz und für Verbraucherschutz

Was tut die Justiz 
für Frauen?



Was kann ich als Frau von der Justiz erwarten?

Wann und wie kann sie mir helfen, 
meine Rechte schützen?

Welche Chancen bietet mir die Justiz als Beruf?

Auf diese Fragen 
soll diese Broschüre
eine schnelle und
gute Antwort geben.

Eigentlich hat Justitia
eine Binde vor den
Augen. Das soll 
heißen: Sie behan-
delt alle Menschen
gleich. Vor allem 

unterscheidet sie nicht nach dem 
Geschlecht. „Männer und Frauen
sind gleichberechtigt“ heißt es in 
Artikel 3 Absatz 2 unseres Grund-
gesetzes. Und das ist gut so.

Aber zweifellos gibt es Situationen,
in denen besonders häufig Frauen
die Hilfe der Justiz benötigen. Denken
Sie an sexuelle oder häusliche Gewalt,
deren Opfer überdurchschnittlich 
häufig Frauen sind. Oder denken Sie
an Menschenhandel und Zwangs-
prostitution. Oder schließlich an 
Stalking, also die Situation, in der 

ein Partner, von dem man sich getrennt
hat oder auch ein völlig Unbekannter
seinem Opfer beharrlich nachstellt
und es, z. B. durch ständige Telefon-
anrufe drangsaliert. Das kann einem
Mann ebenso widerfahren wie einer
Frau. Aber Frauen sind davon beson-
ders häufig betroffen.

Die Justiz hat dem in den letzten 
Jahren viel Beachtung geschenkt. 
Sie hält Angebote bereit, um Frauen
in solchen Situationen zu helfen.
Diese Angebote bekannt zu machen
und Berührungsängste abzubauen, 
ist Sinn dieser Broschüre.

Die Justiz ist für Frauen aber auch 
als Arbeitgeberin besonders attraktiv.
Belegt wird dies durch den seit Jahren
stetig wachsenden Anteil hoch quali-
fizierter Frauen, vor allem im richter-
lichen und staatsanwaltlichen Dienst.
Die Broschüre soll deshalb auch über
die Chancen für Frauen im Justiz-
dienst informieren. 
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1. Frauen als Opfer von Gewalt

Stalking
Die fortgesetzte Verfolgung, Beläs-
tigung und Bedrohung einer ande-
ren Person gegen deren Willen
nennt man Stalking. Ein Stalker
terrorisiert sein Opfer beispiels-
weise durch ständige Telefonan-
rufe, SMS, E-Mails, Briefe oder
„Liebesbeweise“ in Form von Ge-
schenken. 

Neuerdings ist der strafrechtliche
Schutz der Opfer von Stalking 
verbessert worden. Seit April
2007 ist Stalking in § 238 StGB
mit Strafe bedroht, die in schwe-
ren Fällen bis zu zehn Jahren rei-
chen kann. Anders als nach der 
früheren Rechtslage müssen Sie
nicht vorher so ein genanntes ein
Kontaktverbot beim Zivilgericht 
erwirken, damit Stalking strafbar
wird und Polizei und Justiz ein-
schreiten können. Stalking ist also
seit neuestem von Anfang an straf-
bar. Das heißt: Polizei und Justiz
können wesentlich früher Maß-
nahmen ergreifen, um Sie zu
schützen.

Von sexuellen Übergriffen, Stalking,
häuslicher Gewalt und Menschen-
handel sind jedoch meistens
Frauen als Opfer betroffen. Sie
sind in diesen Fällen wegen der
vielfach gravierenden physischen
und psychischen Folgen der Taten 
besonders auf Schutz und auf
Hilfe durch die Justiz angewiesen.
Besondere Hilfen bietet die Justiz,
um das Strafverfahren als Zeugin
und Geschädigte leichter durch-
stehen zu können.

Welche Formen der 
Gewalt sind strafbar ?

Sexualstraftaten
Die sexuelle Selbstbestimmung 
von Frauen wird in den unter-
schiedlichsten Erscheinungsformen
verletzt. Das Spektrum reicht von
der sexuellen Belästigung am Ar-
beitsplatz über exhibitionistische 
Handlungen bis hin zu Vergewal-
tigungen. Das Strafgesetzbuch
droht harte Strafen an. Die Verge-
waltigung zählt zu den schwersten
Verbrechen des deutschen Straf-
rechts.

Eine ganz wichtige Hilfe, die
Ihnen die Justiz speziell beim 
Stalking bieten kann, ist dabei die
so genannte Deeskalationshaft.
Das heißt: Der Stalker wird inhaf-
tiert. Dadurch kann die Gewalt-
spirale unterbrochen werden.
Obwohl der Stalker selbstverständ-
lich irgendwann wieder frei
kommt, hat sich gezeigt: In vielen
Fällen hinterlässt eine Inhaftierung
einen so intensiven Eindruck, dass
eine weitere Steigerung tatsäch-
lich wirksam verhindert werden
kann. Die Strafverfolgungsbehör-
den müssen also nicht mehr hilflos
zusehen, bis es zum Schlimmsten
kommt. Sie haben von Anfang an
effektive Mittel in der Hand, um
Sie zu schützen.

All das setzt natürlich voraus, 
dass Polizei und Justiz von dem
Fall erfahren. Das heißt: Sie 
müssen Anzeige erstatten. Wo 
und wie das geschehen muss und 
welche Hilfen Ihnen die Justiz in
diesem Stadium bieten kann, wird
unter „2. Opferschutz durch Straf-
verfolgung“ (Seite 8) erläutert.

Jeder kann Opfer von 
Gewalthandlungen 
werden.
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1. Frauen als Opfer von Gewalt

Menschenhandel
Menschenhandel ist eine beson-
ders schwere Form internationaler,
in der Regel auch organisierter
Kriminalität. Frauen sind in beson-
derem Maße vom Menschenhandel
zum Zweck der sexuellen Ausbeu-
tung betroffen. Die Täter nutzen
die in den Herkunftsländern ihrer
Opfer vorherrschenden sozialen
Verhältnisse für ihre Zwecke aus,
versprechen den Frauen in der 
Anwerbungsphase meist seriöse
Verdienstmöglichkeiten und führen
sie in den meisten Fällen mit physi-
scher und/oder psychischer Ge-
walt der Prostitution im Inland zu.

Besonders abscheulich ist es auch,
dass sich sog. „Freier“ an den
Opfern von Menschenhandel und
Zwangsprostitution vergehen, 
obwohl mit Händen zu greifen ist,
dass jene nicht im echten Sinn frei-
willig handeln. Nach geltendem
Recht können die Freier aber oft-
mals nicht bestraft werden. Bayern
setzt sich seit Jahren für die Ein-
führung einer „Freierstrafbarkeit“

Häusliche Gewalt
Unter häuslicher Gewalt werden
Gewalthandlungen in Ehe- und
Partnerbeziehungen verstanden.
Beispiele sind Beleidigung, Bedro-
hung, Nötigung, einfache und 
gefährliche Körperverletzung bis
hin zur Vergewaltigung. All das
sind Straftaten, die Sie bei Polizei
und Staatsanwaltschaft anzeigen
können.

Darüber können Sie – übrigens
auch bei nicht strafbaren Formen
der häuslichen Gewalt – auch so
genannte zivilrechtliche Hilfe über
ein Familiengericht bekommen,
z. B. in Form eines Kontaktverbots.
Zu den Voraussetzungen und Mög-
lichkeiten dieser zivilrechtlichen
Hilfe siehe Seite 30 „9. Zivilrecht-
licher Schutz vor häuslicher Ge-
walt“.

ein. Die Chancen für eine Umset-
zung des Anliegens stehen gut.

Menschenhändler und Zuhälter,
die Frauen zur Prostitution zwingen,
machen sich aber selbstverständ-
lich heute schon strafbar. Hier
können Sie also schon heute 
auf die Hilfe der Justiz zählen. 
Bei jeder der genannten, vor
allem Frauen betreffenden Straf-
taten steht Ihnen als Opfer das
Recht zu, auf Antrag im gericht-
lichen Verfahren als so genannte
Nebenklägerin zugelassen zu 
werden.
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2. Opferschutz durch Strafverfolgung

Wie setze ich nun meine
Rechte durch ? 

Wie sorge ich dafür, dass
der Täter seiner gerechten
Strafe zugeführt wird ?

Strafanzeige: 
Ja oder Nein ?

Werden Sie als Frau Opfer einer
Straftat, dann ist es Aufgabe der
Justiz, in einem Strafverfahren den
Sachverhalt zu ermitteln und den
Täter für die Tat zu bestrafen. 

Das setzt in der Regel voraus,
dass Sie die Tat anzeigen. Ob Sie
Strafanzeige erstatten, ist oft keine
einfache Entscheidung, vor allem
wenn Sie Ihren Ehepartner oder
einen Verwandten anzeigen müs-
sen, weitere Repressalien des 
Täters fürchten oder vor den zu-
sätzlichen Belastungen des Straf-
verfahrens Angst haben.

Andererseits kann möglicherweise
nur so der Täter zur Verantwortung
gezogen und auch verhindert 
werden, dass es zu weiteren Taten
kommt. Bei Stalkern hat sich zum
Beispiel gezeigt, dass ein schnelles
und konsequentes Einschreiten
Wirkung zeigt und die Belästigun-
gen nach einer Anzeige aufhören.
Viele Opfer haben außerdem die
Erfahrung gemacht, dass eine 
aktive Beteiligung am Strafver-
fahren auch einen Beitrag dazu
leisten kann, mit den Folgen der
Tat besser fertig zu werden.

Diese Broschüre will Sie daher
dazu ermutigen, Anzeige zu er-
statten. Sollten Sie noch Vorbe-
halte haben, können Sie zunächst
Kontakt mit einer Beratungsstelle
(vgl. Seite 29 b) oder einem
Rechtsanwalt aufnehmen und sich
dort über das weitere Vorgehen
beraten lassen.

Inhaftierung des 
Beschuldigten
Drohen von Seiten des Täters 
weitere schwere Sexualdelikte
oder weitere erhebliche Körper-
verletzungstaten, kann gegen den
Beschuldigten über die Fälle des
Stalking hinaus die Untersuchungs-
haft angeordnet werden.

Spezialdezernate bei den
Staatsanwaltschaften für 
Sexualstraftaten und häus-
liche Gewalt
Die Strafanzeige können Sie bei
jeder Polizeidienststelle oder
Staatsanwaltschaft erheben. Für
Sexualstraftaten und häusliche 
Gewalt gibt es bei den bayerischen
Staatsanwaltschaften Spezial-
dezernate mit erfahrenen Ansprech-
partnern, die Ihnen Hilfestellungen
geben können. Eine Anzeige ist
jederzeit möglich. Erfahrungs-
gemäß ist der Tatnachweis jedoch
schwieriger, wenn die Strafanzeige
nicht sehr bald nach der Tat er-
folgt. Davon abgesehen verhindert
nach entsprechendem Zeitablauf
(unterschiedlich je nach Straftat)
auch die Verjährung eine Straf-
verfolgung.
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Strafantragsdelikte
Nach einer Anzeige müssen 
Polizei und Staatsanwaltschaft 
Ermittlungen einleiten.
Je nach Delikt (u.a. bei Beleidigung,
einfacher Körperverletzung und
einfachem Stalking) ist zusätzlich
innerhalb von 3 Monaten nach 
der Tat Strafantrag zu stellen.

Den Strafantrag können Sie auch
zurücknehmen. Diese Rücknahme
kann bei leichteren Straftaten wie
Beleidigung zu einer Einstellung
des Verfahrens führen. Aber be-
denken Sie: Ein einmal zurück-
genommener Strafantrag kann
nicht noch einmal gestellt werden.

Bei einer Körperverletzung und
Stalking stellt die Staatsanwalt-
schaft das Strafverfahren nach
Rücknahme des Strafantrages ein.
Sie führt es nur dann weiter, wenn
ein besonderes öffentliches Inte-
resse an der Strafverfolgung be-
steht. In Fällen häuslicher Gewalt
sind die Staatsanwaltschaften aber
angehalten, das besondere öffent-
liche Interesse regelmäßig anzu-
nehmen. Das heißt: Sie werden
auch nach einer Rücknahme des
Strafantrags verfolgt. Schwerere
Straftaten wie Sexualstraftaten und
Menschenhandel werden ohnehin
unabhängig von einem Strafantrag
von Amts wegen verfolgt.

2. Opferschutz durch Strafverfolgung
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Was kann die Justiz tun,
um Sie als Opfer einer
Straftat im Strafverfahren
besonders zu schützen ?

3. Opferrechte und Opferschutz 
im Strafverfahren

Wenn Sie Opfer einer der unter
„1. Frauen als Opfer von Gewalt“
(Seite 4) genannten Straftaten 
geworden sind, kann das Straf -
verfahren für sie besonders belas-
tend sein, vor allem wenn es um
Sexualdelikte oder Gewalttaten
geht, bei denen außer dem Täter
und Ihnen niemand anwesend
war. Möglicherweise haben Sie
auch Angst, dem Täter im Ge-
richtssaal zu begegnen oder die
erlittenen Qualen und Demütigun-
gen noch einmal zu durchleben.
Oft lässt es sich aber nicht vermei-
den, dass Sie im Strafverfahren
als Zeugin auftreten. Denn nur so
kann der Beschuldigte in einem
rechtsstaatlichen Verfahren über-
führt werden. Als Zeugin sind Sie
dann unverzichtbar, um zu einer
Bestrafung des Täters zu kommen.

Seit den 90er Jahren ist aber die
Stellung der Opfer im Strafverfah-
ren durch mehrere Gesetzesvor-
haben und durch organisatorische
Maßnahmen bei den bayerischen
Justizbehörden gestärkt worden.
Dabei hatten der Gesetzgeber und
die bayerische Justiz im Besonderen
die Opfer der unter Ziff. 1 (Seite 4)
genannten Gewalt- und Sexual-
straftaten, also in der Regel Frauen,

im Blick. Als Verletzte bzw. Ge-
schädigte und als Zeugin werden
Ihnen daher heute in diesen Fällen
im Strafverfahren vielfältige Rechte
und Hilfestellungen gewährt, damit
Sie durch das Strafverfahren nicht
unnötig belastet werden.

Die Wichtigsten sind 
Folgende:

a) Informationsrechte
Auf Antrag erhalten Sie,
– eine Mitteilung über eine Ein-

stellung des Verfahrens und den
Ausgang des gerichtlichen Ver-
fahrens,

– eine Mitteilung, ob dem Täter
bei einer Verurteilung eine Wei-
sung erteilt worden ist, zu Ihnen
keinen Kontakt aufzunehmen
oder mit Ihnen nicht zu verkeh-
ren,

– eine Mitteilung, ob gegen den
Beschuldigten oder Verurteilten
freiheitsentziehende Maßnahmen
(z. B. Untersuchungshaft) ange-
ordnet wurden, er sich wieder
auf freiem Fuß befindet oder er
erstmals eine Vollzugslockerung
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3. Opferrechte und Opferschutz 
im Strafverfahren

oder Urlaub aus der Haft erhält
(vor allem bei Straftaten gegen
die sexuelle Selbstbestimmung,
das Leben oder die körperliche
Unversehrtheit und bei Men-
schenhandel müssen Sie hier
nicht, wie sonst, ein berechtig-
tes Interesses darlegen, um
diese Information zu bekom-
men),

– Auskünfte und Abschriften aus
den Akten (z. B. Vernehmungs-
protokoll),

– Akteneinsicht (aber nur durch
einen Rechtsanwalt).

b) Anwaltliche Vertretung
Sie können sich jederzeit von
einem Rechtsanwalt Ihrer Wahl
vertreten lassen. 

Nur Ihr Rechtsanwalt hat das
Recht, Akten einzusehen und Be-
weisstücke zu besichtigen. Außer-
dem darf er bei Ihrer Vernehmung
durch einen Staatsanwalt oder
Richter immer dabei sein.

Zwar muss der verurteilte Ange-
klagte im Regelfall auch Ihre Kos-
ten und notwendigen Auslagen,
also auch die Rechtsanwalts-
gebühren, ersetzen. Leider sind
viele Verurteilte dazu aber nicht in
der Lage. Daher ist die Inanspruch-
nahme anwaltlicher Hilfe für Sie
häufig mit Kosten verbunden. 

Hiervon gibt es allerdings 
Ausnahmen:

Bestellung eines Opferanwalts
auf Kosten der Staatskasse
Wenn Sie Zeugin in einer beson-
ders belastenden Vernehmungs-
situation sind und Sie Ihre schutz-
würdigen Interessen nicht selbst
wahrnehmen können, dann kann
Ihnen für die Dauer einer Verneh-
mung ein Opferanwalt auf Staats-
kosten zur Seite gestellt werden.

Wenn Sie Opfer eines Verbrechens
(z. B. schwere Körperverletzung),
einer schweren Straftat gegen die
sexuelle Selbstbestimmung oder
von Menschenhandel geworden
sind, dann haben Sie unter diesen
Voraussetzungen hierauf sogar
einen Rechtsanspruch.
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3. Opferrechte und Opferschutz 
im Strafverfahren

Wenn Sie Opfer eines Sexual-
verbrechens (u.a. sexueller Miss-
brauch und Vergewaltigung), eines
versuchten Tötungsdelikts oder
von Menschenhandel sind, dann
muss Ihnen das Gericht zusätzlich
im Rahmen einer Nebenklage 
unabhängig von ihrem Einkommen
auf Antrag einen Rechtsanwalt für
das gesamte Verfahren als Bei-
stand bestellen, für dessen Tätig-
keit die Staatskasse aufkommt.

Gewährung von Prozess-
kostenhilfe für einen Anwalt
Wenn die angegebenen Voraus-
setzungen für die Bestellung eines
Opferanwalts nicht gegeben sind,
dann kann Ihnen das Gericht in
allen Fällen, in denen eine Neben-
klage zulässig wäre (vergleiche
Seite 22), für die Hinzuziehung
eines Rechtsanwalts Prozesskosten-
hilfe bewilligen, wenn Sie die Kos-
ten nach Ihren persönlichen und
wirtschaftlichen Verhältnissen nicht
oder nur teilweise bzw. in Raten
aufbringen können, die Sach-
oder Rechtslage schwierig ist und

Sie Ihre Interessen selbst nicht aus-
reichend wahrnehmen können
oder Ihnen das nicht zuzumuten
ist.

Sie müssen dann die Kosten Ihres
Rechtsanwalts nicht zahlen oder
der Staat streckt Ihnen die Kosten
vor und Sie zahlen sie später raten-
weise zurück. 

Beiordnung eines 
Rechtsanwalts in Eilfällen
In Eilfällen kann Ihnen das Gericht
sogar unmittelbar nach der Straftat
einen Anwalt Ihrer Wahl beiordnen,
selbst wenn das Verfahren zur 
Gewährung von Prozesskosten-
hilfe noch nicht abgeschlossen ist.

c) Schutz bei der 
Zeugenvernehmung

Eine Reihe gesetzlicher Regelun-
gen in der Strafprozessordnung
und organisatorische Vorkehrun-
gen der bayerischen Gerichte
schützen Sie vor weiteren Belas-
tungen durch Ihre Zeugenaussage.

Recht auf Zeugenbeistand
Zu Ihrer Vernehmung als Zeugin
können Sie grundsätzlich eine 
Person Ihres Vertrauens mitbrin-
gen. Ihr Anwalt darf bei Verneh-
mungen in jedem Fall anwesend
sein (zu den Kosten s. Seite 15).



3. Opferrechte und Opferschutz 
im Strafverfahren
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Ausschluss des Angeklagten
Die Vernehmung wird in der
Hauptverhandlung grundsätzlich
in Anwesenheit aller Verfahrens-
beteiligter, d.h. auch des Ange-
klagten und gegebenenfalls seines
Verteidigers durchgeführt.

Bei besonders schwerwiegender
Bedrohung oder Belastung kann
Ihre Vernehmung vor Gericht aber
ausnahmsweise in Abwesenheit
des Angeklagten durchgeführt
werden. Das Gericht unterrichtet
den Angeklagten in diesem Fall 
im Anschluss an die Vernehmung
davon, was in seiner Abwesen-
heit ausgesagt und verhandelt
wurde.

Videokonferenz
Bei besonders schutzbedürftigen
Zeugen – vor allem erwachsenen
Opfern schwerer Gewalttaten und
Kindern, bei denen die dringende
Gefahr eines schwerwiegenden
Nachteils für das körperliche oder
seelische Wohl besteht – ist es
möglich, die Vernehmung an
einem anderen Ort als dem Ge-
richtssaal durchzuführen und zeit-
gleich per Videokonferenz in den
Gerichtssaal zu übertragen.

Sie müssen dann also Ihrem Peini-
ger nicht nochmals Auge in Auge
gegenübertreten. Sämtliche Land-
gerichte in Bayern verfügen über
die notwendigen Videokonferenz-
anlagen. Um die Belastung durch
Mehrfachvernehmungen zu ver-
meiden, lässt es die Strafprozess-
ordnung in bestimmten Fällen
sogar zu, Zeugenvernehmungen
schon während des Ermittlungsver-
fahrens aufzuzeichnen und in der
Hauptverhandlung anstelle einer
erneuten Vernehmung abzuspie-
len. Dann müssen Sie also insge-
samt nur einmal aussagen.

Geheimhaltung des Wohnortes
Besteht Anlass zur Besorgnis, dass
Sie oder eine andere Person ge-
fährdet werden könnten, kann Ihr
Wohnort bei der Vernehmung ge-
heim gehalten werden.

Ausschluss der Öffentlichkeit
Die Hauptverhandlung vor Gericht
und damit auch Ihre Vernehmung
als Zeugin ist in der Regel öffent-
lich. Wenn besonders belastende
Einzelheiten aus Ihrem persön-
lichen Leben zur Sprache kommen
müssen (z. B. intime Details aus
dem Familien- oder Sexualleben)
oder Sie gefährdet oder bedroht
sind, dann kann das Gericht die
Öffentlichkeit aber ausnahms-
weise ausschließen.
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Zeugenberatungsstellen an
allen Amts- und Landgerichten
Wenn Sie noch Sorgen oder Fragen
im Zusammenhang mit Ihrer an-
stehenden Zeugenvernehmung vor
Gericht haben, können Sie sich
auch an eine Zeugenberatungs-
stelle wenden, die es an allen
bayerischen Amts- und Landgerich-
ten gibt.

Die Mitarbeiter dieser Stellen 
(sog. Zeugenbetreuer) stehen
Ihnen als ständige Ansprechpartner
für Fragen über den Verfahrens-
ablauf und die Vernehmung zur
Verfügung und dürfen Sie auch in
die Gerichtsverhandlung begleiten.
Sie können Ihnen eine Kontaktauf-
nahme mit dem Gericht erleichtern
und Sie auch nach Abschluss des
Verfahrens noch unterstützen.

Vielfach verfügen die Zeugen-
betreuungsstellen über eigene
Räume, in denen Sie bei Bedarf
Ihr Kind kurz beaufsichtigen lassen
oder auf Ihren Wunsch bis zu Ihrer
Aussage warten können, damit
Sie nicht mit dem Angeklagten
oder dessen Verteidiger außerhalb
des Gerichtssaales zusammentref-
fen müssen. Wenn Sie die entspre-
chenden Informationen nicht
ohnehin mit der Ladung erhalten
haben, können Sie die Adresse
und Telefonnummer der für Sie 
zuständigen Zeugenbetreuungs-
stelle bei dem zuständigen Gericht
erfragen oder im Internet auf der
Homepage des Bayerischen
Staatsministeriums der Justiz
(www.justiz.bayern.de/ministerium/)
einsehen. Dort können Sie über
einen Link zum Verwaltungsportal
der Bayerischen Staatsregierung
auch die Broschüre „Als Zeuge
vor Gericht“ mit weiteren Infor-
mationen zur Zeugenvernehmung
abrufen.
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4. Nebenklage 5. Adhäsionsverfahren

Eine Zulassung als Nebenklägerin
bietet Ihnen die Gelegenheit,
durch aktive Beteiligung das Ver-
fahrensergebnis zu beeinflussen
und sich gegen Leugnung oder
Verharmlosung Ihrer Verletzungen
zu wehren. Sie sind dann anders
als „einfache“ Zeuginnen berech-
tigt, bei der gesamten Gerichtsver-
handlung dabei oder durch Ihren
Anwalt vertreten zu sein. Sie kön-
nen selbst oder über Ihren Anwalt
Fragen und Anträge stellen oder
Erklärungen abgeben und werden
automatisch zu den Hauptverhand-
lungsterminen geladen.

Als Verletzte einer Straftat können
Sie im Strafverfahren auch einen
vermögensrechtlichen Anspruch
(z. B. einen Schadensersatz- oder
Schmerzensgeldanspruch) gegen
den Angeklagten geltend machen,
vorausgesetzt, der Täter war zur
Tatzeit mindestens 18 Jahre alt.

Sie erhalten dadurch eine schnel-
lere Schadenswiedergutmachung
und werden vor einer doppelten
Belastung durch ein weiteres, zivil-
rechtliches Verfahren bewahrt.

Das Gesetz sieht allerdings Mög-
lichkeiten für das Gericht vor, von
einer Entscheidung über einen 
entsprechenden Antrag abzusehen,
insbesondere wenn sich der An-
trag zur Erledigung im Strafverfah-
ren nicht eignet, weil seine weitere
Prüfung das Verfahren erheblich
verzögern würde. In diesem Fall
bleibt es Ihnen aber unbenommen,
den Anspruch vor den Zivilgerich-
ten geltend zu machen.

Außerdem haben Sie die Möglich-
keit, gegen eine Entscheidung des
Gerichts Rechtsmittel einzulegen,
durch die Ihrer Ansicht nach zu
Unrecht der Angeklagte freige-
sprochen oder die Zulassung der
Anklage der Staatsanwaltschaft
abgelehnt wurde.

Bei einem jugendlichen Angeklag-
ten unter 18 Jahren ist die Neben-
klage aber nur möglich, wenn Sie
durch eine schwere Straftat gegen
die sexuelle Selbstbestimmung,
das Leben oder die körperliche
Unversehrtheit schwer geschädigt
oder einer solchen Gefahr ausge-
setzt worden sind.

23
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6. Welche speziellen Rechte habe ich 
als Opfer von Menschenhandel ?

Von Menschenhandel betroffene
Frauen sind oft schwer traumati-
siert und wegen ihrer Aussage-
bereitschaft gefährdet. Einschüch-
terung, die Sprachbarriere, ihr 
eigener illegaler Aufenthalt in
Deutschland und Angst vor weite-
ren Repressalien seitens der Täter
oder deren Umfeld sowie Miss-
trauen gegenüber Polizei und Justiz
halten die Opfer vielfach von
Strafanzeigen oder detaillierten
Aussagen ab. In den Strafverfah-
ren kommt den Zeugenaussagen
der Opfer aber eine zentrale 
Bedeutung zu. 

Deshalb sind neben 
begleitenden Maßnahmen
der Sozial- und Ausländer-
behörden vor allem folgende
Schutz- und Hilfsmaßnahmen
wichtig:

Vertrauensvolle Zusammen-
arbeit der betroffenen 
Behörden
Hierfür wurde in Bayern eine inter-
ministerielle Kooperationsgruppe
„Opferschutz im Bereich Frauen-
handel“ eingerichtet und eine 
Zusammenarbeitsvereinbarung der
Polizei, Staatsanwaltschaft, Fach-
beratungsstellen, Sozialbehörden,
Ausländerbehörden und Agentu-
ren für Arbeit in Kraft gesetzt.

Aufnahme in ein Zeugen-
schutzprogramm
Wenn Sie als Opfer wegen Ihrer
Aussagebereitschaft besonders 
gefährdet sind, dann können Sie
in ein polizeiliches Zeugenschutz-
programm aufgenommen werden.

Über die Aufnahme entscheiden
die Polizeipräsidien in Abstimmung
mit der zuständigen Staatsanwalt-
schaft. Wenn die Aufnahme in ein
Zeugenschutzprogramm nicht in
Betracht kommt, können zur Ver-
meidung von Gefährdungen Ihrer
Person andere Schutzmaßnahmen
ergriffen werden. In jedem Fall soll
den Tätern Ihr tatsächlicher Auf-
enthaltsort nicht bekannt werden.

Betreuung der Menschen-
handelsopfer durch Fach-
beratungsstellen
Fachberatungsstellen (eingetra-
gene Vereine oder Teilorganisatio-
nen von Verbänden der freien
Wohlfahrtspflege oder kirchlicher
Organisationen) haben es sich zur
Aufgabe gemacht, Menschenhan-
delsopfer intensiv zu beraten und
zu unterstützen. 

Dazu bieten Sie Ihnen eine ganze
Palette von Hilfsmaßnahmen an,
z. B.

• teilweise so genannte Schutz-
wohnungen oder dezentrale 
Unterbringungsmöglichkeiten
für Opferzeuginnen,

• psychosoziale Betreuungen
• Zusammenarbeit mit Rechts-

anwälten, 
• Vermittlung von Sprachkursen,
• Betreuung bei den zu regelnden

Formalitäten mit den Ausländer-,
Sozial-, Einwohner- und Arbeits-
ämtern,

• Begleitung zu den Gerichts-
terminen und 

• Organisation der Rückkehr von
Frauen in das Heimatland.
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7. Wie kann ich als Opfer geschützt werden,
wenn der Täter wieder frei kommt ?

Für einen wirksamen Opferschutz
reicht die Strafe alleine nicht immer
aus. Wichtig ist, dass Sie als Opfer
– gerade in den Deliktsbereichen,
die Frauen als Opfer besonders
betreffen – auch nach der Haftent-
lassung vor weiteren Straftaten
des Verurteilten bewahrt werden.

Hierzu dienen die Kontrolle und
Nachsorge bei entlassenen Straf-
tätern im Rahmen der so genann-
ten Führungsaufsicht. 

In diesem Zusammenhang
sind folgende aktuelle Maß-
nahmen zur Verbesserung
des Schutzes für Opfer von
Gewalt- und Sexualstraf-
taten von Bedeutung:

Strafbewehrtes Kontakt-
verbot
Seit der im April 2007 in Kraft 
getretenen Reform des Führungs-
aufsichtsrechts gibt es die Mög-
lichkeit, gegen einen entlassenen
Straftäter ein mit Strafe bewehrtes
Kontaktverbot in Bezug auf sein
früheres Opfer auszusprechen.
Damit kann verhindert werden,
dass der Verurteilte nach seiner
Freilassung das Opfer erneut be-
lästigt oder bedroht. Geschieht

HEADS
Seit 1. Oktober 2006 ist beim 
Polizeipräsidium München die
Datei HEADS eingerichtet, durch
die der Informationsaustausch 
zwischen Justiz, Polizei und Maß-
regelvollzug über entlassene rück-
fallgefährdete Sexualstraftäter
weiter verbessert wurde.

Vor der Haftentlassung solcher Straf-
täter unterrichtet die Staatsanwalt-
schaft die Zentralstelle HEADS und
übermittelt ihr die für eine Bewer-
tung der Gefahr durch die Polizei
erforderlichen Unterlagen. Bei der
Polizei werden dann die wesent-
lichen Daten erfasst und die ört-
lichen Polizeidienststellen informiert,
die dann die notwendigen Über-
wachungsmaßnahmen festlegen
und mit Führungsaufsicht, Bewäh-
rungshilfe, Polizei, Kreisverwal-
tungsbehörden und Jugendämtern
koordinieren. Bei Bedarf nimmt die
Polizei auch mit früheren Opfern
Kontakt auf und leitet notwendige
Opferschutzmaßnahmen ein.

dies dennoch, so macht er sich
strafbar und kann erneut ange-
zeigt werden.

Aufbau psychotherapeutischer
Fachambulanzen für die Be-
treuung rückfallgefährdeter
Gewalt- und Sexualstraftäter
Die bayerische Justiz hat damit 
begonnen, psychotherapeutische
Fachambulanzen für die Behand-
lung und Betreuung von Strafhaft-
entlassenen zu schaffen, denen
vom Gericht im Rahmen der Füh-
rungsaufsicht zur Vermeidung von
Rückfalltaten eine Therapiewei-
sung erteilt worden ist.

Im Februar 2008 ist das Evange-
lische Hilfswerk München Gemein-
nützige GmbH vom Staatsministe-
rium der Justiz mit der Errichtung
einer psychotherapeutischen Fach-
ambulanz für Sexualstraftäter in
München beauftragt worden; der
Betrieb der Fachambulanz soll zum
1. September 2008 aufgenommen
werden. Im Rahmen der haushalts-
rechtlichen Möglichkeiten ist ge-
plant, in Bayern künftig an weite-
ren Standorten Fachambulanzen
aufzubauen und die Zuständigkeit
der Fachambulanzen auch auf 
andere Täter, insbesondere Gewalt-
straftäter, auszuweiten.



2928

8. Weitere Hinweise für Opfer

a) Leistungen nach dem 
Opferentschädigungsgesetz
Wenn Sie in Deutschland (oder
auf einem deutschen Schiff oder
Flugzeug) Opfer einer Gewalttat
geworden sind und dadurch einen
körperlichen, geistigen oder see-
lischen Schaden erlitten haben,
können Sie auf Antrag Leistungen
nach dem Opferentschädigungs-
gesetz erhalten. Nähere Auskünfte
erhalten Sie von der zuständigen
Regionalstelle des Zentrums Bayern
Familie und Soziales 
(vgl.www.stmas.bayern.de/gewaltschutz/
entschaedigung.htm).

b) Weitere Auskünfte
Als Opfer einer gravierenden 
Straftat stehen Ihnen vielfältige 
öffentliche und private Beratungs-
stellen und Opferhilfeeinrichtungen
beratend und unterstützend zur
Seite. Weitere Informationen ertei-
len Ihnen hierzu die Strafverfol-
gungsbehörden. Dort erhalten Sie
auf Anfrage auch ein Merkblatt, 
in dem Ihre Rechte als Verletzte
und Geschädigte im Strafverfahren
nochmals zusammengefasst sind
(auch unter www.justiz.bayern.de/
ministerium/opfer/rechte/ abrufbar).
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Häusliche Gewalt ist keine Privat-
angelegenheit. Mit dem Gewalt-
schutzgesetz, das seit 1. Januar
2002 in Kraft ist, werden die zivil-
rechtlichen Rechtsschutzmöglich-
keiten der Opfer häuslicher Gewalt
deutlich gestärkt und Täter stärker
zur Verantwortung gezogen.

Gerichtliche Maßnahmen 
zum Schutz vor Gewalt und
Nachstellungen
Bei vorsätzlichen widerrechtlichen
Körperverletzungen, entsprechen-
den Drohungen oder in Fällen des
widerrechtlichen Eindringens in
die Wohnung bzw. von unzumut-
baren Belästigungen durch wie-
derholte Nachstellungen ordnet
das Gericht auf Ihren Antrag not-
wendige Schutzmaßnahmen an.
Das heißt: Das Gericht kann dem
Täter zum Beispiel verbieten,

– Ihre Wohnung zu betreten,
– sich in einem bestimmten Um-

kreis ihrer Wohnung aufzuhalten,
– bestimmte andere Orte aufzu-

suchen, an denen Sie sich regel-
mäßig aufhalten (z. B. Ihr
Arbeitsplatz, der Kindergarten,
den Ihr Kind besucht, die
Schule etc.),

– Verbindung zu Ihnen aufzuneh-
men, auch unter Verwendung
von Fernkommunikationsmitteln
(z. B. Telefon, Fax, SMS, E-Mail),
und

– ein Zusammentreffen mit Ihnen
herbeizuführen.

Allerdings können die genannten
Handlungen nicht verboten wer-
den, wenn sie zur „Wahrnehmung
berechtigter Interessen“ erforder-
lich sind.

Diese Anordnungen sollen befristet
werden; das Gericht kann die Frist
aber verlängern. 

9. Zivilrechtlicher Schutz 
vor häuslicher Gewalt

Wichtig: Die Maßnahmen
kann das Gericht auch dann
anordnen, wenn keine
häusliche Gemeinschaft 
zwischen Ihnen besteht.
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Welche Folgen hat es nun,
wenn der Betreffende dem
Verbot zuwiderhandelt ?

stöße gegen gerichtliche Schutz-
anordnungen können mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder
mit Geldstrafe geahndet werden.
Der Täter kann daneben auch
nach anderen Strafvorschriften,
z. B. wegen Körperverletzung,
Freiheitsberaubung, Nötigung,
Nachstellung oder Hausfriedens-
bruch belangt werden.

Recht auf Wohnungsüber-
lassung bei Trennung vom
Ehegatten
Wenn Sie von Ihrem Ehemann 
bereits getrennt leben oder von
Ihm getrennt leben möchten, dann
entsteht häufig Streit um die bisher
gemeinsam genutzte Wohnung. 

Hier können Sie – ebenso wie Ihr
Ehemann –  beim Familiengericht
die Überlassung der Ehewohnung
– oder eines Teils davon – bean-
tragen.

Voraussetzung dafür ist, dass die
Wohnungsüberlassung notwendig
ist, um eine „unbillige Härte“ zu
vermeiden.

Bei der Prüfung, ob eine „unbillige
Härte“ gegeben ist, muss das 
Gericht auch die Belange des 
Ehemanns zu berücksichtigen.
Ebenso muss das Gericht beispiels-
weise berücksichtigen, ob einer
der Ehegatten Eigentümer der
Wohnung oder des Hausgrund-
stückes ist.

Der wichtigste Fall einer unbilligen
Härte ist Gewalt eines Ehegatten
gegenüber dem anderen. Vor
allem nach vorsätzlichen und
rechtswidrigen Körperverletzun-
gen oder entsprechenden Drohun-
gen ist in der Regel dem Opfer
die gesamte Wohnung zur alleini-
gen Benutzung zu überlassen.
Wenn allerdings das Gericht
davon überzeugt ist, dass weitere
Vorfälle nicht zu befürchten sein
werden, kann die Wohnung nicht
überlassen werden. Anders ist es
wiederum dann, wenn Ihnen das
weitere Zusammenleben mit dem
Ehemann wegen der Schwere der
Tat nicht zumutbar ist. 

9. Zivilrechtlicher Schutz 
vor häuslicher Gewalt

Hat das Gericht ein Verbot ausge-
sprochen, können Zuwiderhand-
lungen notfalls durch unmittelbaren
Zwang mit Hilfe des Gerichtsvoll-
ziehers unterbunden werden. 
Außerdem kann dem Täter vom
Gericht ein Ordnungsgeld aufer-
legt werden. Darüber hinaus droht
ihm auch Strafverfolgung. Ver-
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kann auch dann gegeben
sein, wenn das Wohl von im
Haushalt lebenden Kindern
beeinträchtigt ist
(z. B. wenn diese auch Opfer 
oder aber Zeugen häuslicher 
Gewalt waren).

Ist Ihnen die Wohnung zugewie-
sen, dann darf der Ehemann Sie
bei der Nutzung der Wohnung
nicht stören, z.B. durch Kündigung
des Mietvertrages gegenüber dem
Vermieter. Allerdings müssen Sie
gegebenenfalls eine Vergütung für
die Nutzung an den Ehemann be-
zahlen, soweit das den umständen
nach angemessen ist.

Wann kann ich noch die
Überlassung einer gemein-
sam genutzten Wohnung 
verlangen ?
Auch von einem Lebensgefährten,
mit dem Sie nicht verheiratet sind,
können Sie, z. B. bei vorsätzlichen
und rechtswidrigen Körperverlet-
zungen, die Überlassung der 
bisher gemeinsam genutzten 
Wohnung verlangen.

Dasselbe gilt für gleichgeschlecht-
liche Lebenspartnerinnen und
auch für alle sonstigen Personen,
die mit dem Täter „einen auf
Dauer angelegten gemeinsamen
Haushalt geführt haben“. 
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9. Zivilrechtlicher Schutz 
vor häuslicher Gewalt

Dieses Verlangen müssen Sie schrift-
lich innerhalb von drei Monaten
nach der Tat gegenüber dem Täter
stellen.

Die Wohnungsüberlassung können
Sie auch dann verlangen, wenn
Sie nicht Alleineigentümerin der
Wohnung oder nicht im Mietver-
trag genannt sind. In diesen Fällen
wird das Gericht die Wohnungs-
zuweisung allerdings befristen.

Schwerwiegende Drohungen allein
reichen zumeist nicht, um eine 
Überlassung der gemeinsamen
Wohnung zu rechtfertigen. Die
Überlassung muss vielmehr erfor-
derlich sein, um eine unbillige
Härte zu vermeiden. Dabei kann
auch das Wohl von im Haushalt 
lebenden Kindern ausschlaggebend
sein.



9. Zivilrechtlicher Schutz 
vor häuslicher Gewalt
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An welches Gericht wende
ich mich ?
Entscheidungen nach dem Gewalt-
schutzgesetz treffen in der Regel
die Amtsgerichte. Innerhalb der
Amtsgerichte sind die Familien-
gerichte zuständig, wenn Sie mit
Ihrem Partner einen auf Dauer an-
gelegten gemeinsamen Haushalt
führen oder innerhalb von sechs
Monaten vor Antragstellung ge-
führt haben. Die Familiengerichte
entscheiden auch über Anträge
auf Zuweisung der Ehewohnung.

In Wohnungszuweisungssachen 
ist das Familiengericht örtlich zu-
ständig, in dessen Bezirk sich Ihre 
gemeinsame Wohnung befindet.
In allen anderen Fällen ist das 
Gericht zuständig, in dessen Bezirk
der Antragsgegner wohnt oder
dessen Bezirk die der Schutzanord-
nung zu Grunde liegende Gewalt-
tat begangen wurde.

Eine erste Hilfestellung leisten die
Rechtsantragstellen bei den Amts-
gerichten. Sie können dort nähere
Informationen erhalten oder sich
bei der Stellung von Anträgen 
unterstützen lassen.

Für Verfahren nach dem Gewalt-
schutzgesetz vor dem Amtsgericht
und selbstständige Verfahren auf
Zuweisung der Ehewohnung sind
Sie nicht gezwungen, einen An-
walt zu beauftragen. Dennoch ist
es empfehlenswert, sich von einem
Rechtsanwalt Ihres Vertrauens, ins-
besondere einer Fachanwältin
oder einem Fachanwalt für Famili-
enrecht, beraten und vertreten zu
lassen. Unter bestimmten Voraus-
setzungen kann hierfür auch Pro-
zesskostenhilfe bewilligt werden.
Auch hierüber kann Ihnen die
Rechtsantragstelle des zuständigen
Amtsgerichts Auskunft geben.

In besonders eilbedürftigen Fällen
kann das Gericht auch einstweilige
Anordnungen bzw. Verfügungen
ohne vorherige mündliche Ver-
handlung erlassen. 

Die Entscheidung wird dem An-
tragsgegner durch den Gerichts-
vollzieher zugestellt. Wenn Sie es
verlangen, darf die Zustellung
nicht vor der Vollziehung bewirkt
werden. Damit können Sie sicher-
stellen, dass ein gewalttätiger
Partner Sie nicht während des 
laufenden Gerichtsverfahrens 
bedroht oder gar verletzt. Soweit
das Gericht aus besonderen 
Gründen von einer mündlichen
Verhandlung absieht, kann also
der Gerichtsvollzieher dem Antrags-
gegner die gerichtliche Entschei-
dung zustellen und ihn gleichzeitig
aus der Wohnung weisen.

Weitergehende Informationen 
zum Thema Gewaltschutzgesetz
können Sie auf der Internetseite 
www.gewaltschutz.bayern.de abrufen.
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Der stetig wachsende Anteil hoch
qualifizierter Frauen in der baye-
rischen Justiz zeigt nicht nur, dass
die Justiz vielseitige und interes-
sante Aufgabenfelder zu bieten
hat, sondern sie darüber hinaus
hervorragende Voraussetzungen
dafür bietet, den oft schwierigen
Spagat zwischen Familie und 
Karriere zu meistern.

Durch eine Vielzahl familienpoli-
tischer Maßnahmen wie Beurlau-
bungen und Teilzeitbeschäftigung
bietet die Justiz im Vergleich zu
anderen Arbeitgebern gute Bedin-
gungen, Beruf und Familie mit-
einander zu vereinbaren. Im 
richterlichen Bereich kommt hinzu,
dass Richter nicht an feste Arbeits-
zeiten gebunden sind, sondern
sich ihre Arbeitszeit frei einteilen
können. 

10. Chancen für Frauen in der Justiz 

Näheres zur Teilzeitbeschäftigung
können Sie der Broschüre „Teilzeit-
beschäftigung und Beurlaubung“
des Bayerischen Staatsministeriums
der Finanzen (erhältlich auch im 
Internet unter http://www.verwaltung.
bayern.de/Broschuerenbestellen-.196.htm)
entnehmen.

Zu Fragen des Erziehungsurlaubs
können Sie sich in der Broschüre
„Erziehungsgeld und Erziehungs-
urlaub“ des Bayerischen Staats-
ministeriums der Finanzen informie-
ren, die ebenfalls auch im Internet
unter http://www.verwaltung.bayern.de/
Broschuerenbestellen-.196.htm erhältlich
ist.

Die Einstellungsvoraussetzungen
und die Anforderungsprofile für
die verschiedenen Dienste inner-
halb der Justiz können Sie der
Homepage des Bayerischen 
Staatsministeriums der Justiz und
für Verbraucherschutz 
(http://www.justiz.bayern.de/ministerium/)
unter „Berufe und Stellen in der
Justiz“ entnehmen.
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Wollen Sie mehr über die Arbeit der
Bayerischen Staatsregierung wissen?

BAYERN  DIREKT ist Ihr direkter Draht
zur Bayerischen Staatsregierung. 
Unter Telefon 01801-201010

(3,9 Cent pro Minute 
aus dem dt. Festnetz; abweichende Preise 

aus Mobilfunknetzen) 

oder per E-Mail unter 
direkt@bayern.de 

erhalten Sie Informationsmaterial 
und Broschüren, 

Auskunft zu aktuellen Themen 
und Internetquellen 

sowie Hinweise zu Behörden, 
zuständigen Stellen 

und Ansprechpartnern bei der 
Bayerischen Staatsregierung.

Die Servicestelle 
kann keine Rechtsberatung 

in Einzelfällen geben.


